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HAMBURGISCHES
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VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

Nr. 46 MITTWOCH, DEN 20. DEZEMBER 2000

Tag I n h a l t Seite

Einziger Paragraph

(1) Diese Verordnung gilt für die in der anliegenden Karte
durch eine Schwarze Linie abgegrenzten Flächen in Fuhls-
büttel.

(2) Zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des
Gebietes auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt bedürfen in
dem in Absatz 1 bezeichneten Gebiet der Rückbau, die Ände-
rung, die Nutzungsänderung oder die Errichtung baulicher
Anlagen der Genehmigung, und zwar auch dann, wenn nach
der Baufreistellungsverordnung vom 5. Januar 1988 (Hambur-
gisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 1), zuletzt geändert
am 21. Januar 1997 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt Seiten 10, 11), in der jeweils geltenden Fassung eine
Genehmigung nicht erforderlich ist. Die Genehmigung zum
Rückbau, zur Änderung oder zur Nutzungsänderung darf nur

versagt werden, wenn die bauliche Anlage allein oder im
Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen das Ortsbild
oder die Stadtgestalt prägt oder sonst von städtebaulicher, ins-
besondere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung ist.
Die Genehmigung zur Errichtung der baulichen Anlage darf
nur versagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt des
Gebiets durch die beabsichtigte bauliche Anlage beeinträchtigt
wird.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

Unbeachtlich sind Mängel in der Abwägung, wenn sie nicht
innerhalb von sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten dieser
Verordnung schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen
Bezirksamt geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der
den Mangel begründen soll, ist darzulegen.
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Verordnung
über die Erhaltung baulicher Anlagen in Fuhlsbüttel (Heinrich-Traun-Straße)

Vom 1. Dezember 2000

Auf Grund von § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bauge-
setzbuchs in der Fassung vom 27. August 1997 (Bundesgesetz-
blatt 1997 I Seite 2142, 1998 I Seite 137) in Verbindung mit
§ 4 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom
30. November 1999 (Hamburgisches Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seite 271) und § 2 Satz 1 Nummer 2 der Weiter-
übertragungsverordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (Hambur-
gisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 134) wird ver-
ordnet:

Hamburg, den 1. Dezember 2000.

Das Bezirksamt Hamburg-Nord



Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 2000390 Nr. 46



Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 2000 391Nr. 46

Verordnung
über die Erhaltung baulicher Anlagen in Fuhlsbüttel (Farnstraße/Wacholderweg)

Vom 1. Dezember 2000

Auf Grund von § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bau-
gesetzbuchs in der Fassung vom 27. August 1997 (Bundes-
gesetzblatt 1997 I Seite 2142, 1998 I Seite 137) in Verbindung
mit § 4 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung
vom 30. November 1999 (Hamburgisches Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seite 271) und § 2 Satz 1 Nummer 2 der Weiter-
übertragungsverordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (Hambur-
gisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 134) wird ver-
ordnet:

Einziger Paragraph

(1) Diese Verordnung gilt für die in der anliegenden Karte
durch eine Schwarze Linie abgegrenzten Flächen in Fuhls-
büttel.

(2) Zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des Gebie-
tes auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt bedürfen in dem
in Absatz 1 bezeichneten Gebiet der Rückbau, die Änderung,
die Nutzungsänderung oder die Errichtung baulicher Anlagen
der Genehmigung, und zwar auch dann, wenn nach der Bau-
freistellungsverordnung vom 5. Januar 1988 (Hamburgisches
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 1), zuletzt geändert am
21. Januar 1997 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt Seiten 10, 11), in der jeweils geltenden Fassung eine
Genehmigung nicht erforderlich ist. Die Genehmigung zum
Rückbau, zur Änderung oder zur Nutzungsänderung darf nur

versagt werden, wenn die bauliche Anlage allein oder im
Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen das Ortsbild
oder die Stadtgestalt prägt oder sonst von städtebaulicher, ins-
besondere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung ist.
Die Genehmigung zur Errichtung der baulichen Anlage darf
nur versagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt des
Gebiets durch die beabsichtigte bauliche Anlage beeinträchtigt
wird.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

Unbeachtlich sind Mängel in der Abwägung, wenn sie nicht
innerhalb von sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten dieser
Verordnung schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen
Bezirksamt geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der
den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

Hamburg, den 1. Dezember 2000.

Das Bezirksamt Hamburg-Nord
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Marmstorf 30 für den Geltungs-
bereich östlich Osterfeldweg zwischen Johnsweg / Fernblick
und Moorlage (Bezirk Harburg, Ortsteil 709) wird festgestellt.
Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Osterfeldweg – Johnsweg – Jägerfeldweg – Nordgrenzen der
Flurstücke 1706, 875 bis 885, Nord- und Ostgrenze des Flur-
stücks 886, Nordgrenzen der Flurstücke 887, 1858, 965, 2653,
2652 und 3730, Nord- und Südostgrenze des Flurstücks 3731,
Südostgrenze des Flurstücks 3730, Südost- und Südgrenze des
Flurstücks 892 (Fernblick) der Gemarkung Marmstorf –
Moorlage – Nordostgrenze des Flurstücks 912, Ostgrenze des
Flurstücks 2469 der Gemarkung Marmstorf – Gemarkungs-
grenze – Moorlage .

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können Sie gegen
Kostenerstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und

b) Mängel der Abwägung,

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die
Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. Auf den mit „(A)“ bezeichneten Flächen ist bei der Berech-
nung der Geschossfläche die Fläche von Aufenthalts-
räumen in anderen als Vollgeschossen einschließlich ihrer
Umfassungswände und einschließlich der zu ihnen
gehörenden Treppenräume mitzurechnen.

2. Zur Erschließung der rückwärtigen Grundstücksteile sind
gemeinsame Grundstückszufahrten vorzusehen.

3. Bei der Verblendung mit Vormauersteinen sind rote
Ziegelsteine, bei Putzbauten helle Farbtöne zu verwenden.
Kellerersatzräume und Garagen sind dem Hauptgebäude
gestalterisch anzupassen.

4. Auf der mit „(B)“ bezeichneten Fläche sind die Außen-
wände der Gebäude in roten Ziegelsteinen zu verblenden,
Dachgauben als Flachdachgauben auszubilden und
entlang der Straßenflucht quadratische Fensterformate zu
verwenden.

5. Für je 150 m2 der nicht überbaubaren Grundstücksfläche
ist mindestens ein kleinkroniger Baum oder für je 300 m2

Verordnung
über den Bebauungsplan Marmstorf 30

Vom 8. Dezember 2000

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 27. August 1997 (Bundesgesetzblatt 1997 I Seite 2142,
1998 I Seite 137) in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5
Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung
vom 30. November 1999 (Hamburgisches Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seite 271), § 81 Absatz 1 Nummer 6 der Hambur-
gischen Bauordnung vom 1. Juli 1986 (Hamburgisches Gesetz-
und Verordnungsblatt Seite 183), zuletzt geändert am
4. November 1997 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt Seiten 489, 492), § 6 Absätze 4 und 5 des Hamburgischen
Naturschutzgesetzes vom 2. Juli 1981 (Hamburgisches Gesetz-
und Verordnungsblatt Seite 167), zuletzt geändert am
4. November 1997 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt Seiten 489, 493), § 9 Absatz 4 des Hamburgischen Abwas-
sergesetzes vom 21. Februar 1984 (Hamburgisches Gesetz- und
Verordnungsblatt Seite 45), zuletzt geändert am 16. November
1999 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 255),
sowie § 1 Absatz 2, § 3 Absatz 2, § 4 und § 5 Buchstabe c der
Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (Ham-
burgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 134) wird
verordnet:
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§ 1

Die Verordnung über den Bebauungsplan Lokstedt 12 vom
9. Oktober 1973 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt Seite 429) wird wie folgt geändert:

1. Die „Anlage zur Verordnung zur Änderung der Verordnung
über den Bebauungsplan Lokstedt 12“ wird der Verordnung
beigefügt.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

1. Der bisherige Text wird Nummer 1.

2. Es wird folgende Nummer 2 angefügt:

„2. Für das in der Anlage schraffiert dargestellte Gebiet
(Julius-Vosseler-Straße, Vizelinstraße, Ostgrenzen
der Flurstücke 1765, 1772 bis 1794 sowie Südgren-

zen der Flurstücke 1795 bis 1798 der Gemarkung
Lokstedt) gilt:

2.1 Die Dächer der Wohngebäude sind als Flachdächer
oder flachgeneigte Dächer mit einer Neigung von
höchstens 6 Grad auszubilden. Staffelgeschosse
sind unzulässig.

2.2 Für die Außenwände der Wohngebäude sind helle
Farbtöne zu verwenden. 

2.3 Eine Überschreitung der Baugrenzen in den rück-
wärtigen Grundstücksbereichen durch Balkone,
Loggien, Erker und Wintergärten kann bis zu 2,5 m
zugelassen werden. Eine Überschreitung der vorde-
ren Baugrenzen durch eingeschossige Vorbauten
und Erker bis zu einer Tiefe von 1,5 m kann zuge-
lassen werden. Die Breite der Vorbauten und Erker

der nicht überbaubaren Grundstücksfläche mindestens ein
großkroniger Baum zu pflanzen.

6. Für festgesetzte Baumanpflanzungen sind standortge-
rechte einheimische Laubgehölze zu verwenden. Groß-
kronige Bäume müssen einen Stammumfang von min-
destens 18 cm, kleinkronige Bäume einen Stammumfang
von mindestens 14 cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden
gemessen, aufweisen.

7. Außerhalb von öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind
Geländeaufhöhungen oder Abgrabungen im Kronen-
bereich zu erhaltender Bäume, mit Ausnahme von Ent-
wässerungsanlagen, unzulässig.

8. Für die zu erhaltenden Bäume sind bei Abgang Ersatz-
pflanzungen so vorzunehmen, dass der Charakter und
Umfang der Gehölzpflanzung erhalten bleiben.

9. Die Dachflächen von Nebengebäuden, Garagen und
überdachten Stellplätzen sind mit einem mindestens 8 cm
starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen
und zu begrünen.

10. Für die mit „(C)“ bezeichneten Flächen ist das von Dach-
flächen anfallende Oberflächenwasser auf den jeweiligen
Grundstücken zur Versickerung zu bringen.

11. Auf den privaten Grundstücken sind Fahr- und Gehwege
sowie ebenerdige Stellplätze in wasser- und luftdurch-
lässigem Aufbau herzustellen.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 8. Dezember 2000.

Das Bezirksamt Harburg

Verordnung
zur Änderung der Verordnung

über den Bebauungsplan Lokstedt 12
Vom 11. Dezember 2000

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 27. August 1997 (Bundesgesetzblatt 1997 I Seite 2142,
1998 I Seite 137) in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5
Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung
vom 30. November 1999 (Hamburgisches Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seite 271), § 81 Absatz 1 Nummer 6 der Hambur-
gischen Bauordnung vom 1. Juli 1986 (Hamburgisches Gesetz-
und Verordnungsblatt Seite 183), zuletzt geändert am
4. November 1997 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt Seiten 489, 492), sowie § 1 Absatz 2 und § 4 der Weiter-
übertragungsverordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (Hambur-
gisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 134) wird ver-
ordnet:

(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 393)
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darf dabei die Hälfte der Gebäudebreiten, höchs-
tens jedoch 4 m, nicht überschreiten.“

§ 2

Die Begründung der Änderung des Bebauungsplans wird
beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann
niedergelegt.

§ 3

Es wird auf Folgendes hingewiesen:
1. Die Begründung der Planänderung kann auch beim örtlich

zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,

dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formschriften und

b) Mängel der Abwägung,

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten der Änderung des
Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem örtlich zustän-
digen Bezirksamt geltend gemacht worden sind; der Sach-
verhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll,
ist darzulegen.

Verordnung
zur Zweiten Änderung der Verordnung

über den Bebauungsplan Neugraben-Fischbek 20
Vom 11. Dezember 2000

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 27. August 1997 (Bundesgesetzblatt 1997 I Seite 2142,
1998 I Seite 137) in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5
des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom
30. November 1999 (Hamburgisches Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seite 271), § 6 Absätze 4 und 5 des Hamburgischen
Naturschutzgesetzes vom 2. Juli 1981 (Hamburgisches Gesetz-
und Verordnungsblatt Seite 167), zuletzt geändert am
4. November 1997 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt Seiten 489, 493), § 9 Absatz 4 des Hamburgischen Abwas-
sergesetzes vom 21. Februar 1984 (Hamburgisches Gesetz- und
Verordnungsblatt Seite 45), zuletzt geändert am 16. November
1999 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 255),
sowie § 1 Absatz 2, § 3 Absatz 2 und § 5 Buchstabe c der
Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (Ham-
burgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 134) wird
verordnet:

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 11. Dezember 2000.

§ 1

Die Verordnung über den Bebauungsplan Neugraben-
Fischbek 20 vom 18. Juni 1968 mit der Änderung vom
28. Oktober 1975 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt 1968 Seite 172, 1975 Seite 188) wird wie folgt geändert:

1. Die beigefügte „Anlage zur Verordnung zur Zweiten
Änderung der Verordnung über den Bebauungsplan Neu-
graben-Fischbek 20“ wird der Verordnung hinzugefügt.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

2.1 Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. Soweit im Bebauungsplan keine hinteren Baugrenzen
festgesetzt sind, beträgt die Bebauungstiefe, mit Aus-
nahme der mit „A“ bis „F“ bezeichneten Flächen,
25 m, gemessen von der vorderen Baugrenze.

Für die mit „B“ und „E“ bezeichneten Flächen wird
eine rückwärtige Baugrenze im Abstand von 35 m,

(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 394)
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Hamburg, den 11. Dezember 2000.

Das Bezirksamt Harburg

gemessen von der vorderen Baugrenze, festgesetzt.
Auf der mit „B“ bezeichneten Fläche wird auf dem
rückwärtigen Grundstücksteil des Flurstücks 1766
der Gemarkung Fischbek ein Baukörper mit einer
Größe von 9 m x 12 m in einem Abstand von 5 m von
der Straßenlinie Heidrand festgesetzt. Auf der mit
„E“ bezeichneten Fläche werden die rückwärtigen
vorhandenen Gebäude auf dem Flurstück 2102
bestandsgemäß mit einer Grundfläche von 60 m² und
auf dem Flurstück 2083 mit einer Grundfläche von
100 m² als Höchstmaß festgesetzt.

Auf der mit „F“ bezeichneten Fläche sind die Flur-
stücke 5688 und 5004 der Gemarkung Fischbek in
einem Bereich mit einem Abstand von 90 m gemessen
von der Straßenbegrenzungslinie Moisburger Weg
und 85 m gemessen von der westlichen Grenze des
Änderungsbereichs mit Ausnahme des vorhandenen
Gebäudes auf dem Flurstück 5004 mit einer Grund-
fläche von 70 m² von jeglicher Bebauung freizuhalten.

Innerhalb der mit „H“ bezeichneten Fläche werden
das vorhandene Gebäude auf dem Flurstück 2140 und
das rückwärtige Gebäude auf dem Flurstück 2139
bestandsgemäß mit einer Grundfläche von 150 m²,
das vorhandene Gebäude auf dem Flurstück 2142
bestandsgemäß mit einer Grundfläche von 160 m²
sowie die vorhandenen Gebäude auf den Flurstücken
2093 und 2094 bestandsgemäß mit einer Grundfläche
von 200 m² als Höchstmaß festgesetzt.“

2.2 Es wird folgende Nummer 4 angefügt:

„4. Für die mit „A“ bis „H“ bezeichneten Flächen gilt:

4.1 Die mit „G“ bezeichnete, für den Straßenverkehr
gewidmete Fläche (Flurstück 4964, Moisburger
Hang) wird entsprechend dem Bestand als Straßen-
verkehrsfläche festgesetzt.

4.2 Auf den Grundstücken sind je Grundstück ein groß-
kroniger oder zwei kleinkronige Bäume zu pflanzen.

4.3 Für die zu erhaltenden Bäume sind bei Abgang
Ersatzpflanzungen so vorzunehmen, dass Charakter
und Umfang der Gehölzpflanzung erhalten bleibt; je
angefangene 25 cm Stammumfang ist ein neuer Baum
zu pflanzen.

4.4 Für festgesetzte Baumpflanzungen sind standort-
gerechte, einheimische Laubgehölze zu verwenden
und zu erhalten. Im Kronenbereich jedes Baums ist
eine offene Vegetationsfläche von mindestens 12 m²
anzulegen bzw. zu unterhalten. Großkronige Bäume
müssen einen Stammumfang von mindestens 16 cm,
kleinkronige Bäume einen Stammumfang von min-

destens 14 cm, jeweils in 1 m über dem Erdboden
gemessen, aufweisen.

4.5 Außerhalb von öffentlichen Straßenverkehrsflächen
sind Geländeaufhöhungen oder Abgrabungen, Ne-
benanlagen, Geh- und Fahrwege sowie Stellplätze im
Kronenbereich zu erhaltender Bäume unzulässig.

4.6 Das von Dachflächen anfallende Niederschlagswasser
ist auf den jeweiligen Grundstücken zur Versickerung
zu bringen.

4.7 Auf den privaten Grundstücken sind Fahr- und
Gehwege sowie Stellplätze in wasser- und luftdurch-
lässigem Aufbau herzustellen.

4.8 Dächer von Nebengebäuden, Garagen und überdach-
ten Stellplätzen sind mit einem mindestens 8 cm star-
ken durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen
und zu begrünen.“

§ 2

Die Begründung der Zweiten Änderung des Bebauungs-
plans wird beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für
jedermann niedergelegt.

§ 3

Es wird auf Folgendes hingewiesen:
1. Die Begründung der Planänderung kann auch beim örtlich

zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind
a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1

und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und

b) Mängel der Abwägung,
wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten der Änderung des
Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem örtlich zustän-
digen Bezirksamt geltend gemacht worden sind; der Sach-
verhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll,
ist darzulegen.
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Zwölfte Verordnung
zur Änderung der Verordnung

über das Wegereinigungsverzeichnis und die Reinigungshäufigkeit
Vom 12. Dezember 2000

Auf Grund von § 31 Absätze 2 und 3 des Hamburgischen
Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl.
S. 41, 83), zuletzt geändert am 4. März 1997 (HmbGVBl. S. 35),
und § 2 der Verordnung über das Wegereinigungsverzeich-
nis und die Reinigungshäufigkeit vom 27. Februar 1979
(HmbGVBl. S. 57), zuletzt geändert am 16. August 2000
(HmbGVBl. S. 271), wird verordnet:

§ 1

Die Anlage (Wegereinigungsverzeichnis) der Verordnung
über das Wegereinigungsverzeichnis und die Reinigungs-
häufigkeit wird wie folgt geändert:

1. Der nachstehende Wegename und die dazugehörige Eintra-
gung werden gestrichen:

Im Abschnitt Bezirksamtsbereich Bergedorf

Hugo-Rosendorf-Weg

2. Die Eintragungen zu nachstehenden Wegenamen erhalten
folgende Fassung:

a) Im Abschnitt Bezirksamt Hamburg-Mitte:

„Balduinstraße
von Friedrichstraße
bis Silbersackstraße,
beide Seiten  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . VII
sonst  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . V “

„Beim Trichter  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . VII “

„Davidstraße
von Bernhard-Nocht-Straße
bis St.Pauli Hafenstraße  . . . . . . . . . . . . . . . . . . III
sonst  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . VII “

„Detlev-Bremer-Straße
von Budapester Straße
bis Clemens-Schultz-Straße,
beide Seiten  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . III
von Clemens-Schultz-Straße
bis Seilerstraße,
beide Seiten  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . V
sonst  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . VII “

„Friedrichstraße  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . VII “

„Gerhardstraße  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . VII “

„Große Freiheit  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . VII “

„Hamburger Berg  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . VII “

„Hans-Albers-Platz  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . VII “

„Hein-Hoyer-Straße
von Reeperbahn
bis Simon-von-Utrecht-Straße,
beide Seiten  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . VII
sonst  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . V “

„Kastanienallee
von Zirkusweg
bis Taubenstraße,
beide Seiten  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . III
sonst  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . VII “

„Lincolnstraße
von Reeperbahn
bis Am Nobisteich  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . VII
von Bertha-Keyser-Weg
bis Reeperbahn  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . VII
sonst  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . III “

„Millerntorplatz
von Millerntordamm
bis Glacischaussee . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . III
sonst  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . VII “

„Nobistor
von Große Freiheit
bis Holstenstraße  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . VII
sonst  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . V
Verbindungsweg zur
Louise-Schroeder-Straße
bei Haus Nr. 42  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . III “

„Querstraße  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . VII “

„Reeperbahn  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . VII “

„Silbersackstraße  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . VII “

„Spielbudenplatz
von Davidstraße
bis Beim Trichter  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . VII “

„Talstraße  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . VII “

„Taubenstraße
von Spielbudenplatz
bis Kastanienallee,
beide Seiten  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . VII
sonst  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . V “

b) Im Abschnitt Bezirksamt Altona:

„Nobistor
von Große Freiheit
bis Holstenstraße  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . VII
sonst  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . V
Verbindungsweg zur
Louise-Schroeder-Straße
bei Haus Nr. 42  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . III “
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3. In den Abschnitten der nachstehenden Bezirksämter
werden jeweils an der nach dem Alphabet bestimmten
Stelle folgende Eintragungen eingefügt:

a) Bezirksamt Bergedorf:

„Käte-Latzke-Weg  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . V “

b) Bezirksamt Harburg

„Herbert-Wehner-Platz  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . IV “

§ 2

Die Verordnung tritt am 1. Januar 2001 in Kraft.
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Die Umweltbehörde






